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Freitag, den 15. Dezember 1922.

kingreifen Ameriſgs in der RKeparulionsſruge,
bord ſirey gegen Poincare, Bonar bar für eine engliſch-ranzöſiſche

Einheitsfront. Poincares Stellung erſchüttert,
Amerika und die deutſchen Dorichläge.

Newyork, 15. Dezember. Präſident Harding iſt ge-
weigt, Deutſchland zu helfen Morganerklärte Staasſekr tür
HKughes, das deutſche Reparationsangebot ſei außerge-
wöhnlich. Das Mitglied des Kongreſſes Burton, der
auch der Kriegsſchuldenkommiſſion angehört, bedauerte öffent
lich den franzöſiſchen Entſchluß, Deutſchland zu ruinieren.

Nach dem Mancheſter Guardian“ hat Mac Cormick,
Mitglied der Senatskommiſſion für auswärtige Angelegen-
heiten in Waſhington, der ſich bereits ſeit einiger Zeit
e aufhält, wichtige Veſprechungen mit engliſchen

itikern über die Reparationsfrage gehabt
Es ſteht nach dem Mancheſter Guardian“ jetzt feſt,

daß Amerika die engliſche Regierung in ihrer Aktion gegen
eine Beſetzung des Ruhrgebietes unterſtützen
werde. Der „Times“Korreſpondent in Newyork iſt feſt

überzeugt, daß Amerika noch immer nicht varan denke,

von abhalt, die Schulden zu ſerreichen, ſei die
ß Europas Militarismus dadurch mächtiger würde.

üroeus Aßwehrrede,
London, 14. Dezember. Jm engliſchen Oberhauſe er

Seiff nach der Rede Loro Birkenheads Lord Grey das
ort. Er führte aus, was ihn im gegenwärtigen Augen

blick bewege, ſei die ſtarke Beſorgnis, daß, wenn die Kon-
ferenz, die ſich jetzt vertagte, ſcheitern ſollte, dies be
deuten müſſe, daß Europa einen weiteren Schritt in Rich-
c auf den Zuſammenbruch tue und daß es wahr-
cheinlich bedeuten würde, daß die Beziehungen zwiſchen

ngland und Frankreich ſehr gefährdet ſein würden.
Grey ſagte, wenn man erkläre, daß, ſolange England

r Schuld an die Vereinigten Staaten zahle, es nicht
ie Schulden erlaſſen könne, die ihm von den europäiſchen

Alliierten geſchuldet würden, ſo ſei das ja ſehr einleuchtend.
England habe jedoch in Wirklichkeit mehr Jnterefſe
daran, politiſche Sicherheit und wirtſchaftliche Wie der-
herſtellung in Europa zu erzielen, als die Barzahlungen
der ihm geſchuldeten Summen zu erlangen.

Selbſt wenn Frankreich und Italien in der Lage wären,
mit der Bezahlung der England geſchuldeten Beträge morgen
zu beginnen, ſo würde dennoch England der verlieren de
Teil ſein, da dadurch, daß es das Geld erhält, die Wieder-
herſtellung in Europa vdn dem augenblicklichen Zu-
ſtand der politiſchen und wirtſchaftlichen Not verzögert
wird. Wenn durch den Verzicht, nicht auf tatſächliche Be
zahlungen, ſondern auf die Ausſicht, eines Tages vielleicht
Zahlungen zu erhalten, England irgend etwas Weſentliches
tun könnte, um die Sicherheit des Friedens und die wirt-
ſchaftliche Wiederherſtellung der Länder in Europa, die Ab-
nehmer für den engliſchen Handel ſind, zu fördern, ſo
würde England in rieſigem Maße der gewinnende Teil ſein.

Lord Grey fuhr fort:

o. e e

reht, da

dir Reparationsfrage
ſei eines der wirklichen Hinderniſſe, die einer Beſſerung der
Verhältniſſe in Europa entgegenſtünden. Zweifellos ſeien
die Fragen der intera liierten Schulden und der Reparationen
ſo eng mit einander verbunden, daß die

Erlaſſung der interalliierten Schulden von der Regelnng
der Reparationsfrage innerhalb der möglichen Grenzen
nbhängig gemacht werden könne

Einer der großen Fehler bei der Behandlung der Re-
parationsfrage ſei geweſen, daß der interalliierte Bankier-
ausſchuß, der in Paris zuſammengetreten ſei, ſo ent-
mu tigt worden ſei, daß er ſich vertagt habe. Er glaube,
es ſei die franzöſiſche Regierung geweſen, die dafür ver
antm »rtlich geweſen ſei, daß dieſer Ausſchuß ſeine Arbeiten
nicht fortgeſetzt habe. Wenn ein Fortſchritt in der Frage
der Regelung der Reparationen gemacht werden ſolle

ſo müſſe die franzöſiſche Regierung in Betracht ziehen,
daß es wünſchenswert wäre, einen neuen der-
artigen internationalen Bankierausſchuß, in dewdie Vereinigten Staaten vertreten wären, einzuberufen.

Die wirtſchaftliche Wiederherſtellung Europas könne nicht
erreicht werden, wenn nicht eine größere politiſche Si-
cher heit geſchaffen werde.

Dann ſagte er:
Er glaube nicht, daß die ſcharfen Maßnahmen, die

Frankreich im Sinne habe, Geld zutage fördern würden; viel
eher würden ſie den Zuſammenbruch Deutſchlands und
bpamit eine Kataſtrophe für die Welt herbeiführen. Lord
Grey erklärte weiter: Jch glaube nicht, daß eine Sicherheit
auf dieſe Weiſe erzielt werden kann pnd ich glaube nicht,
daß eine Nation ihre Sicherheit auf die Dauer er

Pe reichs darauf beruhe, daß es

bezahlen.

höht, wie ſicher ſie ſich auch für den Augenblick fühlt,
indem ſie große Gebietsteile beſetzt, die von einem
an deren Volke bewohnt ſind. Jch halte es für
verhängnisvoll, daß die Konferenz, die im Januar
wieder aufgenommen werden ſoll, zu Maßnahmen führen
ſoll, die nach meiner Anſicht nicht wirkliche Reparationen
fördern, und, wie ich glaube, die politiſchen UnruhenEuropas verſtärken würden, ſtatt die wirtſchaftliche
Wiederherſtellung zu unterſtützen.

Bondr buw über das Reparationsproblem,
London, 15. Dezember. Der britiſche Premierminiſter

gab am Donnerstag äbend im Unterhauſe eine wichtige
Erklärung über die Reparationsfrage ab. Er forderte die
Parlaments mitglieder auf, das Problem vom Standpunkt
der Franzoſen aus anzuſehen, die, wie die Briten, einmal
Hoffnungen gebaut hätten auf die Geldbeträge, die ſie von
Deutſchland erhalten würden. Die Franzoſen hätten in
ſolchem Maße darauf gebaut, daß das Finanzſyſtem Frank

es große Summen von Deutſch
land erhalte. Deutſchland verpflichte ſich, d Beträge
zu zahlen; aber faſt nichts ſei gezahlt worden. Perſönlich
habe er der Möglichkeit einer Uebertragung dieſer großen
Summen von einem Lande zum andern ſtets ſkeptiſch gegen
über e Die Franzoſen a Wir haben Konferenz
auf Konferenz gehabt und was iſt das Ergebnis geweſen?
Jedesmal gaben wir in dieſer oder jener Form etwas
wie ein Moratorium und nach deſſen Ablauf befanden wir
uns ſtets in einer ſchlechteren Lage hinſichtlich der Aus-
ſicht, Geld zu erhalten, als vorher Das ſei die Anſicht
der Franzoſen. Es ſei nicht der geringſte Zweifel, daß
es dadurch, daß die deutſche Regierung die erſchreckende
Jnflation zuließ, unmöglich wurde, irgendwelchen Repara-
tionsanſprüchen zu entſprechen. Die Franzoſen gingen weiter
Sie ſagten, daß das abſichtlich von Deutſchland getan werde.
Ehrlich geſprochen könne er, Bonar Law, dieſe Anſicht nicht
teilen. Es ſei ganz richtig, daß Deutſchland durch eine
derartige Methode paſſiver Reſiſtenz es vermeiden könne,
jemals eine Entſchädigung zu zahlen: aber der Zahlung
der Entſchädigungen könne dann nur entgangen werden
durch eine Methode, die dem Selbſtmord ſehr ähnlich
ſei. Wenn in Deutſchland eine genügend ſtarke Regierung
geweſen wäre, die die wirkliche Lage ins Auge faſſen konnte,
ſo wäre es ihre klare Pflicht nicht allein im eigenen Jn-
tereſſe, ſondern auch, um ihre Verpflichtungen zu erfüllen.
der Jnflation um jeden Preis Einhalt zu tun und
zu verſuchen, die Finanzen auf eine geſunde Grundlage zu
ſtellen. Das habe ſie nie verſucht. Es mag ſein, daß
ſie nicht die Macht dazu gehabt hat. Bonar Law faßte die
franzöſiſche Anſicht in die Worte zuſammen: Wir haben
nichts erhalten und ſind weiter davon entfernt als je,
irgend etwas zu erhalten.
Wir ſind deſſen müde und müſſen ſtrengere Maßnahmen

ergreifen.
Der Premier kam zu der britiſchen Anſicht und ſagte, er
habe ſtets erklärt, daß jedes Zugeſtändnis, das Britannien
in der Schuldenfrage mache, wenn nicht mit der Gewiß-
heit ſo doch auf jeden Fall mit der großen Wahrſcheinlichkeit
verbunden ſein müßte, daß die Regelung endgültig ſein und
daß Verhandlungen nicht wieder eröffnet werden müßten.
Es ſei vorgeſchlagen worden, Britannien ſollte ſeine An-
ſprüche auf die Reparationen ſtreichen ſowie die alliierten?
Schulden und gleichzeitig eine ungeheure Schuld an Amerika

Es gäbe niemand in der Welt, der glauben
würde, daß, vom Standpunkt der Gerechtigkeit aus be
trachtet, Britannien allein von den Alliierten Zahlungen
leiſten müſſe. Britannien ſehe das Reparationsproblem
ausſchließlich von dem Standpunkt an, welches die beſte
Methode ſei, den Betrag von Deutſchland zu erlangen, den
Deutſchland unter allen Umſtänden zahlen ſollte. Es be-
ſtehen Meinungsverſchiedenheiten hinſichtlich der Höhe dieſes
Betrages. Wenn Deutſchland ſich je erholt, würde es frei
ſein von der ſchrecklichen Laſt innerer Schulden, die jetzt
auf die Briten fallen. Deutſchland werde ſich eines Tages
ſicher erholen. Wir müßten beraten, auf welchem Wege
wir die geſetzmäßigen Zahlungen erlangen können, ohne
die übrige Welt und uns ſelbſt großen Schaden zu tun.
Die Nachrichten, die er habe, liefen darauf hinans, daß
Deutſchland dem völligen Zuſammenbruch ſehr nahe ſes.
Zu der Ruhrfrage gab Bonar Law folgende Erklärung
ab: Die jetzige britiſche Regierung kann keiner Handlun
mit Gleichmut zuſehen, von der es uns wahrſcheinli
erſcheint, oder von der wir glauben, daß ſie keine Repa-
rationszahlungen herbeiführen wird, dieſe vielmehr ſchwie-
riger, ja vielleicht ſogar ganz unmöglich machen würds
Zum Schluſſe drückte Bonar Law die Meinung aus, daß
es in der ſchrecklichen Verwirrung, in die Europa
faſt keine Hoffnung auf eine Lsſun
reich und Britannien

ſtopft fei,
gäbe, wenn nicht Frank

zuſammen handeln Könnten
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derer Behörden

NHenderung
des Zwangsanleihegeſetzes.

Dem vorläufigen Reichswirtſchaftsrat iſt kürzlich der
Entwurf eines Geſetzes zur Aenderung des Geſetzes über
die Zwangsanleihe zugegangen. Die Abänderung wird im
weſentlichen mit der Geldentwertung begründet. Sie be
zieht ſich auf die Bewertung der Wertpapiere, die Erhöhung
der Freigrenze und auf die Streichung der Vorſchrift über die
Nachforderung und Erſtattung je nachdem die Einnahmen
aus der Zwangsanleihe den Betrag von 70 Milliarden Mark
überſteigen oder hinter ihm zurückbleiben. Die Bewertung
von Grundbeſitz und Betriebsvermögen iſt in dem vorliegen-
den Entwurf nicht berückſichtigt; jedoch kündigt die Begrün
dung des Entwurfes ſchon an, daß entſprechend einer höheren
Bewertung der Wertpapiere auch eine höhere Bewertung
des Grundbeſitzes uſw. einzutreten habe. Man wird alſo da
mit rechnen müſſen, daß die im 11 Ausſchuß des Reichstages
eingehend verhandelten Bewertungsgrundſätze vergl. Aus
ſchußbericht Seite 17 ff. Nr. 4766 der Reichstagsdruckſache),
die im allgemeinen den 5 fachen Wehrbeitrag annghmen,
Erhöhung erfahren werden. Näheres hierüber iſt nicht be
kannt Es iſt aber dringend zu fordern, daß der Reichs
finanzminiſter ſich umgehend zu dieſer für den Grundbeſitz
wichtigen Frage äußert, damit der Grundbeſitzer bezw. Päch

ter endlich erfährt, woran er iſt. e ne
Der vorliegende Geſetzentwurf will das Geſetz der ſeit

dem Juli d. J. eingetretenen Geldentwertung anpaſſen. Er
hält daher die Begrenzung der Zwangsanleihe auf 70 Mil
liarden Papiermark nicht mehr aufrecht. Man hofft, durch
die Streichung diefer Grenze erheblich höhere Beträge ent
ſprechend der fortgeſchrittenen Geldentwertung aufbringen
zu können. Wenn ſchon damals von allen den Kreiſen,
die ein Intereſſe an der Erhaltung der Produktion hatten,
die ſchwerſten Bedenken gegen die Entziehung von 70 Mil-
liarden Mark in kurzer Zeit geltend gemacht wurden, ſo
treffen dieſe Bedenken jetzt in noch erhöhtem Maße zu, da
gerade infolge der Geldentwertung der Leerblutungs-
Prozeß der deutſchen Wirtſchaft ſtarke Fort-
ſchritte gemacht hat, und nun die Entziehung eines noch
größeren Betrages bei weitem ernſtere Folgen haben
wird. Dieſe Gefahren erhöhen ſich dadurch, daß eine Ab-
änderung der im urſprünglichen Geſetz vorgeſehenen Friſten
und Zeichnungsbedinügungen nicht vorgeſchlagen wird. Es
iſt dringend zu fordern, daß die im z 2 des Zwwangsanleihe-
geſetzes vorgeſehenen Zeichnungsbedingungen entſprechend
dem zu erwartenden Abänderungsgeſetz hinaus geſcho-
ben werden. Zwangsanleihe, die vor dem 31. Dezember
1922 gezeichnet wird, müßte einen Zeichnungspreis unter

pari, ſolche, die im erſten Vierteljahre 1923 gezeinet wird,
einen Kurs von 100 aufweiſen: erſt die ſpäter gezeichneten
dürfen mit einem höheren Kurſe bewertet werden. Ferner
müßte der s 15 eine größere Friſt als die vorgeſehenen zwei

Monate zur Zeichnung des endgültigen Betrages beſtimmen.
Der z 16, der Strafzuſchläge vorſieht, iſt nunmehr
gänzlich ungerechtfertigt, da zur Zeit niemand
weiß, wie er ſein Vermögen bewerten und dementſprechend Zwangsanleihe ze ich nen ſoll, da die Bewertungs
grundſätze und Kurſe der Wertpapiere überhaupt noch nicht
feſtſtehen. Das Gleiche gilt vom 8 25. Hier iſt zu fordern,
daß die bereits gezeichnete und endgültig zu zeichnende
Zwangsanleihe bei der Feſtſtellung des Vermögens auf den
31. Dezember 1922 allgemein mit dem Kurswerte, höchſtens
aber mit 50 90 des Nennwertes bewertet wird. Der Ent-
wurf geht anſcheinend davon aus, daß infolge der Geldent-
wertung überall eine Kapitalfülle vorhanden fei, die
es dem Zeichnungspflichtigen leicht macht, die notwendigen
Beträge ohne weiteres in kurzer Friſt zu entrichten. Eine
derartige Annahme iſt völlig irrig. Es dürfte doch all
gemein bekannt ſein, daß unter den heutigen Verhältniſſen
die Einnahmen des vorhergehenden Jahres in der Landwirt
ſchaft bei weitem nicht ausreichen, um die Unkoſten des
neuen Wirtſchaftsjahres ſo lange zu decken, bis dieſes ſelbſt
Einnahmen bringt. Bares Geld wird wohl in der Mehr-
zahl der Betriebe nicht vorhanden ſein, ſondern allbe
aufkommenden Geldmittel werden vielmehr zur Betrrebs-
erhaltung reſtlos aufgebraucht worden ſein, ſo daß hier dem
Steuerpflichtigen zum mindeſten eine größere Friſt zur
Beſchaffung der Mittel zur Zeichnung der Zwangsanleihe ge-
geben werden muß, ohne daß er anderen Steuerpflichtigen
gegenüber durch höhere Kurſe oder Bewertungsvorſchriften
benachteiligt wird.

Wenn der Geſetzentwurf einerſeits der Geldentwertunug
folgend größere Beträge als urſprünglich vorgeſehen, auf
bringen will, ſo läßt er andererſeits die entſprechende Berück-
ſichtigung der Geldentwertung bei der Feſtſtellung der Frei-
grenze außer acht. Es werden zwar die Freigrenzen im
s 8 von 100 000 auf 200 000, von 300 000 auf 800 0090



v u S r 4und von 1 Million auf 2 Millionen erhöht alſo verdoppelt.
Demgegenüber hat ſich aber in der gleichen Zeit der Dollar
kurs von ca. 4005 auf über 8000, alſo um das 20fache, er
höht, und die Jnlandpreiſe ſind, wenn auch nicht ganz in
demſelben Maße doch ebenfalls um bei weitem mehr als
das Duoppelte geſtiegen.

Hinſichtlich der Bewertung der Wertpapiere wird be
ſtimmt, daß die Dürchſchnittskurſe aus der durch 3 geteilten
Summe der Kurſe am Ende der erſten Hälfte des Jahres
1920/21/22 einerſeits und aus dem Kurſe vom erſten Bör
ſentage des letzten Vierteljahres des Kalenderjahres 1922
andererſeits ermittelt werden. Nach den gleichen Grundſätzen
ſind die Verkaufswerte von inländiſchen Wertpapieren ohne
Kurswert zu erinitteln. Ausländiſche Wertpapiere ohne in
ländiſchen Kurswert ſind mit den Kurſen oder' Werten am 31.
Dezember 1922 anzuſetzen. Bei Wertpapieren, die auf eine
am 31. 12. 1922 der deutſchen gegenüker hochwertige Wäh-
rung lauten, iſt für die Umrechnung aus der ausländiſchen in
die inländiſcheWährung der Durchſchnittskurs der aus
ländiſchen Währung zugrunde zu legen, der ermittelt wird
aus der durch 3 geteilten Summe der Kurſe am Ende der
erſten Hälfte Der Jahre 1920, 1921, 1922 einerſeits und
aus dem Kurſe vöm erſten Börſentage des letzten Viertel-
jahres des Kalenderjahres 1922 andererſeits. Auch dieſe
komplizierte Berechnung läßt es unbedingt notwendig er-
ſcheinen, daß dex Reichsfinanzminiſter umgehend die amtlichen
Kurſe für die Umjfrechnung herausgibt, und daß die Friſten
für die Zeichnung der Zwangsanleihe ſoweit hinausgeſchoben
werden, daß dem Zeichnungspflichtige ſich auf die Frei-
Prllung der zur Zeichnung erforderlichen Mittel einrichten

ann. nJm übrigett iſt zu bemerken, daß das Zwangsanleihe-
geſetz in ſeiner zur Zeit gültigen Faſſung das Ergebnis des
ſogen. Steuerkompromiſſes iſt. Jn ſeiner jetzigen Faſſung
war der durch di Zwangsanleihe aufzubringende Betrag
auf 70 Milliarden, Papiermark feſtgeſtellt. Wenn jetzt eine
höhere Summe durch Wegfall dieſer Grenze aus der
deutſchen Wirtſchaft herausgepreßt werden ſoll, ſo be
deutet dieſes Abänderungsgeſetz ein einſeitiges Abweichen
vom Steuerkompromiß. Sollte das Abänderungsgeſetz vom
Reichstage in der vorliegenden oder einer ähnlichen Form
angenommen werden ſo iſt zum mindeſten zu fordern, daß
auch die übrigen Veſtandteile des Steuerkompromiſſes, d. h.
das Erbſchaftsſteuetgeſetz, eine ausreichende Anpaſſung an
die Geldentwertü erfahren. Die Abänderung des Ein-
kommenſteuergeſetzes wird unſeres Wiſſens bereits im Reichs
tags Ausſchuß hergten. Es iſt zu fordern, daß auch das

haftsſtenergzeſetz baldigſt einer Reviſion unterworfen

vird. i
Die neue Hanktionsceögtte

in der franzöſiſchen Kammer
Paris, 15. Dezember. Ueber das Vert alten zur heu-tigen Kammerdehatte, in der Poineare an algemeines

Vertrauensvotu m fordern wird, liegen teilweiſe An-
a eegne vor Die Radikalſozialiſtiſche Partei, die ein-

ußreichſte Linkspartei des Hauſes, hielt eine Beſprechung
ab, in der ſich wei Gruppen bildeten: Die eine gegen

des Unternehmen im Ruhrgebiet und die andere, die dem
eordneten Riboteaux darin zuſtimmte, daß man Frank-

retd nicht einer ſeiner wirkſamſten Waffen berauben dürfe.
Der letzteren Anſicht ſchloſſen ſich einige der bekannteſten
Mitglieder der Partei an. Der Parteiführer Herriot
wurde beauftragt, in der Kammer, falls notwendig, die
Regiernng in dieſem Punkte zu unterſtützen. Ueber die ge
naue Auswahl der Hfänder, die zu ergreifen ſein wur-
den, möchte Herriot aber weitere Erwägungen angeſtellt
ſehen. An der Stelle einer neuen militäriſchen Beſetzung
könne man, wie er meinte, lieber die Wiedereinſetzung der
ren die am 15. Mat 1921 von den Engländern

reits gebilligt worden iſt, vorſehen. Das würde vielleicht
ausreichen und den Deutſchen jedenfalls angenehmer ſein
als jede militäriſche Aktion Herrtot beruft ſich auf die
gleiche Anſicht des Vorſitzenden der Finanzkommiſſion der
Kammer, wonach Frankreich die. weſentlichſten Punkte des
rbeiniſchen Jnduſtriegebietes bereits in der Hand hat und
in der Lage iſt, der deutſchen Schwerinduſtrie das Roh-
mwaterial zu Lntziehen bezw. es nur mit einem
entſprechenden Auffchlag zu überlaſſen. S

Phineare vor dem Rücktritt
Paris, 15. Dezember. Hier gilt Poinea Stella 4 tt ſehr ernſtlich erſchüttert, ſodaß fein Rücktritt

ber herrſchenden Auffaſſung urit Sicherheit zu erwarten
ſelbſt wenn die bevorſtehende Kaurmerdebatte mi

n e mit einrt von proviſoriſchem Vertrauensvotum abſchließen ſollte

Das italieniſche Reparationsprojekt als Grundlage der
Pariſer Verhandlungen

Der Mailänderz „Secolo“ meldet nach Auskünf tevon dem Sachverſtändigen für die Munde Weehane
di i An de Amelio gegeben wurden, daß die

T an ungen in Paris an dem Punkte wieder aufge
ommen, werden ſollen, wo ſie in Löndon abgebrochen

e und daß die Grun dlage der Verhandlungen das
n bilden werde. Dieſes Projekt werdewerden. Zwiſ enzeit. von den beteiligten Mächten ſtudierg

Dentſchlanve Reparationszahlungen.

Der „Temps“ fatt in einem Ueberbli äck den enwär-tigen Stand der de en Repar v dege rSang dar Seuche eparationszahlungen zuſammen.
älligen Reſtes von 60 Millionen Goldmark die für dieſes

z kriebene Geſauntſumme von 720 Millionen Gold

26 Prozent,
automatiſch

zu bergmänns Ankunſt in Bertin,

Die Juduſtrie will helfen.
Berlin, 15. Dezeitber. Staatsſekretärmann trifft vorausſichtlich heute e n in Verin r

Alsbald nach ſeiner Ankunft wird Bergmann vorausſichtlich
zuerſt dem Reichskanzler C n o perſfönlich, dann in einer
Kabineltsſitzung über ſeine Eindrücke und Verhandlungen
in Paris und London Bericht erſtatten. Von den Mittet-
lungen Bergmanns wird es abhängen, ob und inwieweit

die deutſche Regi zu ihren jetzt in London vorget erunglegten Plänen noch neue Ergänzungsvorſchhäge
nde Dezember

Ausfuhr)

machen wird. Es verlautet, Bergmann werdeabermals nach Paris reiſen. s

Wie wir aus induſtriellen Kreifen weiter hören,
iſt die deutſche Jnduſtrie bereit, ſich für die Löſung des
Reparationsproblems, ſoweit es ihre Lebensbedingungen
gegenwärtig h der Regierung zur Verfügung zu
ſtellen. Jm Allgemeinen nimmt man jedoch in induſtriellen
Kreiſen augenblicklich eine abwartende Haltung ein und be-
abſichtigt zunächſt niſcht, von ſich aus der Regierung
poſitive Pläne zum Reparationsproblem zu unter
breiten. Man iſt vielmehr der Anſicht, daß, wie es der
Reichskanzler auch in ſeiner Rede bei der Eröffnung des
Reichswirtſchaftsrats erklärte, die Führung der Staats-
geſchäfte, alſo auch in der Frage des Reparaätionsproblems,
in den Händen der Reichsregierung liege.

Zu der Frage ver Garantien
zeigt die Jnduſtrie weites Entgegenkommen. Das iſt auf
Verhandlungen zurückzuführen, die der Reichsfinanzminiſter
Dr. Hermes mit Unterſtützung von Dr. Becker mit dem
Reichsverbande der Deutſchen Jnduſtrie hatte. Die Jn-
duſtrie erklärt ſich grundſätzlich nicht abgeneigt, ſich an
den Garantien zu beteiligen. Sie ſtellt aber zwei Bedin-
gungen, die als Grundlage für weitere Unterhandlungen
dienen ſollen. Zunächſt fordert ſie, daß gleichzeitig die ganze
Reparationsfrage geklärt werden müſſe, ſodann will ſie, daß
das Feſthalten an dem ſchematiſchen Achtſtundentag
aufgegeben wird. Die Regierung hat infolgedeſſen ſofort
Verhandlungen mit den Gewerkſchaften aufgenommen, um
mit ihnen die Frage des Achtſtundentages zu beſprechen.
Und in der Regierung iſt man der optimiſtiſchen Anſicht,
daß es gelingen werde, die Gewerktſchaften zu bewegen,
den Forderungen der Jnduſtrie nachzukommen.

Das Arßeitszeitgeſetz,

Berlin, 14. Dezember. Der Reichswirtſchaftsrat be
riet in ſeiner heutigen Sitzung den Geſetzentwurf über Ar-
beits zeit. Paragr. 1, der beſagt, daß das Geſetz für die
gewerblichen Arbeiter Geltung haben ſoll, wurde dahin ge-
ändert, daß die Lehrlinge eingeführt werden. Eine längere
Debatte entſpann ſich beim Paragr. 3, der das Geſetz auch
auf Betriebszweige der Land- und Forſtwirtſchaft ausdehnen
will. Von Arbeitgeberſeite wurde ſcharf e n eine Ein-führung des Achtſtundentages in der Landw haft Stellung

genommen. An der Mißernte trage zum großen Teile die
verkürzte Arbeitszeit ſchuld. Von Arbeitnehmerſeite wurde
dieſe Behauptung zurückgewieſen. Schließlich fand der Ar-
beitgeberantrag auf Streichung der diesbezüglichen Beſtime
mungen Annahme. Beim Paragr. 4 wurde dann auf Ar-
beitgeberantrag ausdrücklich feſtgelegt, daß das Geſetz keine
Anwendung auf ſämtliche Betriebe, Zweig- und Nebenbe-
rufe der Land- und Fyvrſtwirtſchaft findet. Auch für die beim
Hafenumſchlag beſchäftigten Perſonen ſollen die
mungen keine Anwendung haben. Paragr. 5 beſtimmt, daß
die Arbeitszeit, ausſchließlich der Pauſen, acht Stunden
nicht überſchreiten darf. Etwaige Arbeitsausfälle an ein-
zelnen Werktagen oder Tagen vor Feſttagen können durch
entſprechende Verlängerung an anderen Tagen ausgeglichen
werden; jedoch darf die Geſammtzahl der Stunden nur 48
wöchentlich betragen. Die Arbeitgeber gaben dem Para-
graphen eine vollkommen neue Faſſung, in der ſie fordern,
daß die bloße Arbeitsbereitſchaft nicht als Arbeitszeit gilt
und daß außerdem Lehrlinge zur Vorbereitung und Auf-
räumung arbeitstäglich bis zu einer Stunde herangezogen
werden können. Die Frage der Arbeitsbereitſchaft ſtieß
auf den heftigſten Widerſtand der Arbeitnehmer, ebenſo
die Frage der Mehrbeſchäftigung der Lehrlinge. Jn der Ab-
ſtimmung wurde dem Antrag der Arbeitgeber auf Nichtein-
berechnung der Arbeitsbereitſchaft in die Arbeitszeit mit
102 gegen 100 Stimmen im Hammelſprung zugeſtimmt und
Abſ. 1 des Paragr. 5 in dieſer Faſſung angenommen.
Die Mehrbeſchäftigung der Lehrlinge wurde mit 103 gegen
97 Stimmen ebenfalls beſchloſſen. Paragr. 6 regelt die
Sonntagsarbeit; er wurde nach den Ausſchußbeſchlüſſen an-
genommen, ebenſo Paragr. 7, der Nebenarbeit in anderen
Betrieben unterſagt, wenn dadurch der Achtſtundentag über-
ſchritten wird. Paragr. 8, der es verbietet, daß Arbeitern
Arbeiten zur Verrichtung außerhalb des Betriebes über-
tragen werden, wurde nach dem Antrag der Arbeitgeber
geſtrichen. Die Paragr. 9 bis 17 behandeln die Schutzbeſtim-
mungen für Kinder, jugendliche Arbeiter und Arbeiterinnen.
Jm übrigen wurden die Paragr. 9 bis 17 nach längerer Aus
ſprache ohne weſentliche Aenderungen angenommen Frei
tag 10 Uhr Wetjfterberatung.

CLiemencegus MWanckiung.

Olemeneeau hat in Unterredung kurz vor
ſeiner Abreiſe von Amerika vorgeſchlagen, daß Frankreich
und England die Vermittlung des Präſidenten Harding an-
rufen ſollen, wenn ſie ſich nicht einigen könnten. Frank-
reich müſſe fühlen, daß in der Stunde keine Fehler mehr
begangen werden dürfen.

„Wir ſind an der Grenze angelangt.“
Zur Aufrechterhaltung der Freundſchaft mit England

Amerika müſſe ſich Frankreich Opfer auferlegen. Das
nächſte Budget müſſe Erſparniſſe bei den Reparationen und
im Militäretat enthalten, und der Welt den Willen Frank-

reichs zum Frieden beweiſen. (!7)

einer

Clemencean und das Ruhrgebiet.
Dem Berichterſtatter des „Petit Pariſien“ genüber

äußerte er ſich, daß er gegen eine Beſetzung des Ruhr-
gebietes wäre. Er ſagte: „Die Beſetzung des Ruhrgebietes
macht mir heute die größten Sorgen. Stellen Sie ſich einen
Generalſtreik der Grubenarbeiter vor. Begreifen Sie nicht
die Folgen, die das haben könnte? Es muß eine andere
Löſung der Frage geben.“ Und ſchließlich wirft er die Frage
auf, ob der Präſident Harding nicht als
fungieren könnte. Auch ſprach er von Sparſamkeits politik
und anderen ſchönen Dingen. Zu gleicher Zeit aber hören
wir wiederum von der Aufrichtung der Zollgrenze am
Rhein, um auf die Jnduſtriemagnaten Eindruck auszuüben.
Und mit dieſen Nachrichten bekommen die anſcheinend ſo
friedlichen Aeußerungen Poincares und Clemenceaus ihren
wahren Sinn. Man hat ſich entſchloſſen, den Gegner Deutſch
land nicht zu erſchtießen, das würde zu viel Geräuſch in
der Welt machen, ſondern ihn zu ſtrangulieren. Auch dies
Mittel iſt wirkſam. Von einer Sinnesänderung iſt nicht die
Rede. Am Freitag wird Herr Poineare, wie es heißt, in
der Kammer eine Erklärung über die Verhandlungen in der
Reparationsfrage gbgeben. Herr Tardien hat eine Jnter-
pellation eingebracht. Man welß, daß Tardieu der rückſichts-
loſeſte Vertreter der Vernichtungspolitik gegen Deutſchland
iſt. Man treibt in Paris ein geſchicktes Spiel mit verteilten
Rollen. Aber es iſt zu durchſichtig, als daß wir uns über
ſeine wahre Bedeutung täuſchen dürften.

kine neue Hilſsgktion in Amerikg,
Berlin, 15. Dezember. Der Botſchafter der Vereinigten

Staaten von Amerika richtete an den Deutſchen Zentral-
ausſchuß für die Auslandshilfe in Berlin aitläßlich derErbffnung einer neuen Sammlung in w. einen Brief,
in dem es heißt: Jch freue mich, dieſe Bewegung fördern
zu können. Auf Grund meiner perſönlichen Kenntnis Jhrer
Arbeit bin ich überzeugt, daß Jhre Tätigkeit ſin jeder
Beziehung wirkſam und uünterſtützungswert iſt. Jch brauche
ar di gen daß die Not in Deutſchland fehr groß

un
mehr anwachſen wird. Die Tatſache iſt augenſcheinlich.

Schiedsrichter

Beſtim

daß ſie mit dem Fortſchreiten des Winters immer noch

24 000 Dolbars aus der Rewyorker Weihnachts ſammlung
Dem Reichspräſidenten Ebert ſind wiederum 12 000

Dollars zur Linderung der deutſchen Not aus der Weih
nachts ſammlung der „Newyorker Staatszeitung“ und
der von ihr herausgegebenen Blätter überwieſen worden.
Die Zuſtellung erfolgte durch den Berliner Vertreter der
„Staatszeitung“ Ernſt Schmitz. Mit der Verteilung hat
der Reichspräſident das Reichsarbeitsminiſterium beauftragt.
Die Newyorker Sammlung hat bisher vierundzwanzigtauſend
Dollars für Deutſchland ergeben, und da auch der Präſident
der Republik Oeſterreich einen größeren Betrag zu Hilfs-
zwecken entgegen genommen hat, beträgt das vorläufige Er
gebnis der Sammlung rund eine Viertel Milliarde
Mark. Die Sammlung wird fortgeſetzt.

Nach einer Meldung der Münchener Neueſten Nach-
richten“ hat Konſul Semler, der Jnhaber der Newyorker
Firma Borgfeldt u. Co, für Bedürftige aller Stände inDeutſchland den Betrag von 70 Millionen Mark zur Ver-
fügung geſtellt.

Das Urteil im harden-Prozeß.
Berlin, 15. Dezember. Jm Prozeß Harden wurde

folgendes Urteil gefällt: Die Angeklagten werden wegen
Bethilfe zur gefährlichen Körperverletzung und zwar Gren z
zu vier Jahren neun Monaten, Weichhardt zu zwei
Jahren neun Monaten Gefängnis verurteilt. Den Ange-
klagten werden zwei Monate der Unterſuchungshaft an
gerechnet. Der Totſchläger des Angeklagten Weichhardt wird
eingezogen.

Einkommenſteuer 1923.
Annahme des Geſetzes im Reichstag.

Berlin, 14. Dezember.
Das Geſetz zur Regelung der in der Gewerbeordnung

vorgeſehenen Gehaltsgrenze wird in dritter Leſung mit einem
Antrag des Abg. Siebels (Soz.) auf Herabſetzung der Ge

u angenommen. Es folgt die zweite Beratung
der Novelle zum Einkommenſteuergeſetz.

Abg. Dr. Hertz (Soz.)) berichtet über die Verhand-
lungen und Beſchlüſſe des Ausſchuſſes. e

Abg. Dr. Helfferich (Deutſchnational) nennt dieſe
Berichterſtattung einſeitig und agitatoriſch. Der Anteil des
Kapitals am geſamten Volksvermbgen ſei erſchreckend zurück
gegangen. Die Kapitalertragsſteuer würde 2 Milliardenbrkngen, die Einkommenſteuer 100 Milliarden Papiermark.

Es ſei nicht wahr, daß Gehalt- und Lohnempfänger ſofort
10 Prozent Steuern abgeben müßten. Wer ein Fünftel aus
Hypotheken, Aktien uſw. beziehe, müſſe ſich den Abzug ge-
fallen laſſen. Aehnlich ſo liegt es bei der Körperſchaftsſteuer.
Die freien Berufe dagegen bedürften bei ihrer ſchlimmen
Lage einer großen Schonung. Die Novelle ſei nur eine An
paſſung der Steuern an die Geldentwertung nicht aber
ein Abbau der Einkommenſteuer.

Abg. Kahmann (Soz.): Während Lohn und Ge-
hälter im güngſtigſten Falle um das 300 bis 500fache
geſtiegen ſeien, ſeien die Preiſe durchſchnittlich auf das
800fache angewachfen. Wir beantragen die Erhöhung der
Werbekoſten auf 162 000 Mark und Verdoppelung der Ab
züge für Mann und Frau gegenüber den Ausſchußbeſchlüſſen.

Reichsfinanzminiſter Dr. Hermes: Eine ſchematiſche
Anpaſſung an die Geldentwertung kann nicht das Ziel
unſerer Steuerabänderungen ſein. Vorſicht iſt geboten.
Wegen der Länder und Gemeinden muß der Tarif ſo ge-
ſtaltet werden, daß aus der Einkommenſteuer ſo viel wie
möglich herausgenommen werden kann, was ihnen zugute
kommen könnte. Dieſem Beſtreben genügt die Vorlage voll-
kommen.

Nach einer Anzahl perſönlicher Bemerkungen der Ab-
geordneten Dr. Helfferich und Dr. Hertz werden unter Ab-
lehnung der ſozialdemokratiſchen und kommuniſtiſchen An-
träge die Beſtimmungen des Artikels 1 in der Ausſchuß-

faſſung angenommen. aDemgemäß beträgt die Einkommenſteuer für 1923 für
die erſte Million des ſteurrbaren Einkommens 10 Prozent,
für die nächſte Million 15 Prozent, für die nächſte Million
20 Prozent, für die nächſte Million 25 Prozent, für die
nächſten zwei Millionen 30 Prozent, für die nächſten zwei
Millionen 35 Prozent, für die nächſten zwei Millionen 460
Prozent, für die nächſten zwei Millionen 45 Prozeut, für
die nächſten rei Millionen 50 Prozent, für die nächſten
drei Millionen 55 Prozent, für weitere Beträge 60 Prozent.

Die Einkomemnſtener ermäß'gt ſich für 1922 um je
24 9000 Markt für den Steuerpflichtigen und feine Frau
bei einem Einkommen bis zu einer Million und 12 060
Mark für jeves minderjährige Kind bei einem Einkommen
bis zu 2 Millionen Mark.

Für Mann und Frau werden je 2090 Mark monatlich
und für jedes minderjährige Kind 1080 Mark monatlich vom
Stenerbetrag gekürzt.

Die zuläſſigen Abzüge für Werbungéekoſten uſw. betragen
1000 Mark monatlich.

Auch der Reſt des Geſetzes wird angenommen.
Die Grenze für die Beſteuerung um 10 Prozent wird
demgemäß auf 400 000 Mark ſtatt der vom Ausſchuß ge-
forderten 300 000 Mark heraufgeſetzt. Die Abänderungen
zum Geſetz gegen die Kapitalflucht werden in zweiter und
dritter Leſung angenommen. Der Entwurf einer Reichs-
haushaltsordnung wird ſodann in zweiter Leſung nach den
Beſchlüſſen des Ausſchuſſes angenommen.

Nächſte Sitzung: Freitag, mittags 12 Uhr. Tagesord-
nung: Anfragen, Kleine Vorlagen, weitere Nachtragsetats.

Schluß 7,30 Uhr.

Aus Stadt uns Amgebung
Das teure Dergnügen.

Während ſonſt alljährlich um die Weihnachtszeit ſich die
erſten Anzeichen der geſellſchaftlichen Veranſtaltungen be-
merkbar machten, iſt in dieſem Jahre nichts davon zu
verſpüren. elbſt große Feſte, die alljährlich um eine
beſtimmte Zeit wiederkehren, werden nicht mehr gefeiert.
Man tanzt nicht mehr ſo viel wie früher, man vereinigt
ſich nicht mehr ſo oft, wie das früher der Fall war, zu
eſelligem Beiſammenſein. Die Urſache liegt auf der Hand:We iſt heute ſelbſt für wohlhabende Vereine koſtſpielig ge-

worden, Feſte zu arrangieren. Die Vereinsbeiträge haben
nicht mit der Preisſteigerung Schritt gehalten. Die Ein-
nahmen aller geſellſchaftlichen Veranſtaltungen können heute
unmöglich die Unkvoſten decken, ſie müßten denn ſo hoch
geſetzt werden, daß jeder Eintrittspreis mindeſtens auf
3000 Mark bemeſſen wird. Und ſolche Beträge haben die
nicht übrig, die das Stammpublikum der geſelligen Veran
ſtaltungen bilden. Nicht nur die C Saalmieten, die Be
leuchtung, die Eintrittskarten und Druckſachen, ſondern vor
allem die Luſtbarkeitsſteuer,, verbunden mit der teuren
Muſik. macht jedes Unternehmen gefſellſchaftli Art von
vornherein bankerott. Während früher im alle Säle ſchon
auf Mvnate hinaus täglich belegt waren, kann man ſich heute

überall Abende die Konzerte einzelner,ſogar bedeutender Künſtler fallen aus, weil die Koſten für

e J

2

a

m



jeden Künſtler ein Riſiko bedeuten, das ſie iWapen man ſich in Deutſchland auch die
öffentliche Verhee ab und wird mehr und mehr wieder
zu ſchlichter, uslicher Geſelligkeit hingeleitet.

Letzter „billiger“ Poſttag

bisher die Schalter
mäßig beſetzt geweſen

wo man nicht
e letzten „billigen“

die

ren mußten ſie in das goldene Zeit

als das,

gebäudes war um
„kein Blatt mehr“ undnoch manch einer verſtohlen die (ſtockdunkle)
an, um hier die letzte „billige“ Sendung
in der Ferne aufzugeben Und wann
„billige“ letzte Poſttag? a

Die nennen Poſtgebühren

iſt der nächſte

welche ſeit heute in Geltung ſind, können in einem auf
Taſchenformat gefalzten Plan für 20 Mark in unſerer Ge
ſchäftsſtelle und hieſigen Schreibwarengeſchäften
werden. r Plan enthält ſämtliche Poſt-, Telegraphe
und Fernſprechgebühren ſowie die Auslandsſätze nach amt
kicher Veröffentlichung.

Neue Fahrpreisſteigerungen der Mübag.
Wie längeren Ausführungen der Direktion derausMerſeburger Ueberlandbahnen A.G. hervorgeht, ſtehen zum ß

20. Dezember und abermals zum 1. Januar neue weſent
liche Fahrpreisſteigerungen bevor, da die gegenwärtigen Fahr-

reiſe die Betriebskoſten bei weitem nicht mehr decken. Das
tztere erkennen wir unter den heutigen Arbeitsver-

hältniſſen ohne weiteres an. Wir fürchten aber, daß die durch
weitere ſtarke Fahrpreisſteigerungen zu erwartende Droſſe-
lung des Verkehrs gerade wie bei der Poſt die
Verhältniſſe nicht zur Geſundung bringen wird. Man wird
auf keinem Fall mit der mechaniſchen Preisſteigerung allein
wieder zur Wirtſchaftlichkeit des Betriebes gelangen.

Für die Deutſche Notgemeinſchaft“.
Anläßlich einer am 12. Dezember vom Regierungs

präſidenten in Merſeburg abgehaltenen Beſprechung mit den
Landräten und Oberbürgermeiſtern des Regierungsbezirks
beſchloſſen ſämtliche Anweſenden einſtimmig, zwei Prozent
ihres Gehalts für Dezember der „Deutſchen Notgemernſchaft“
zur Linderung der Not der verarmten Bevölkerungskreiſe zu
überweiſen.

Die neue Gebühren ordnung für Aerzte.
Jm Reichsanzeiger wird jetzt vom Preußiſchen Wohl

fahrtsminiſterium die vom 1. Dezember ab gültige Gebühren-
ordnung für Aetzte veröffentlicht. Dieſe hat nur inſofern
Bedeutung, als deren Sätze die Grundlage für die Ver-
handlungen zwiſchen den Verbänden der Krankenkaſſen und
Aerzte über die neuen Honorarfeſtſetzungen bilden. Jm
übrigen halten ſich die ärztlichen Organiſationen nicht mehr
an dieſe gebunden, ſondern haben überall ſelbſtändige Nor-
men für die ärztlichen Gebühren feſtgeſetzt.
Vereinfachung bei der Rückzahlung nicht benutzter Fahr karte

Verſäumt ein Reiſender den Zug und gibt er die Reiſe
auf, ſo wird die Fahrkarte unter Abzug des Preiſes einer
Bahnſteigkarte am Schalter zurückgenommen. Dieſe Maß-
nahme verhütet, daß eine Fahrkarte lediglich zum Betreten
des Bahnhofes gelöſt und nach angeblicher Zugverſäumnis
r des dafür bezahlten Betrages verlangt wird.
Benützt der Reiſende dagegen die vom Aufſichtsbeamten
mit einem Vermerk über Zugverſäumnis verſehene Karte
innerhalb ihrer viertägigen Gültigkeit zu einem anderen
Zuge, dann wird die Bahnſteiggebühr nicht erhoben, ſelbſt

die gelöſte Fahrkarte gegen eine andere umgetauſcht
wird.

Einziehung des halliſchen Notgeldes.
Nach der an anderer Stelle veröffentlichten Bekannt

machung wird das von der Stadt Halle zur Hebung des
Zahlungsmittelmangels unterm 25. September 1922 heraus-
gegebene Notgeld in Scheinen zu 100 und 500 Mark in den
nächſten Wochen aus dem Verkehr zurückgezogen. Die Ein-
köſung gegen Reichsgeld erfolgt bis zum 5. Januar 1925
durch die halliſchen Banken und ſtädtiſchen Kaſſen. Bis
zu dieſem Tage kann das Notgeld auch weiter als Zah-
lungsmittel benutzt werden. Es liegt ſogar im Jntereſſe des
Publikums, das Notgeld nicht reſtlos ſchon in den erſten
Tagen zum Umtauſch zu bringen, da ſonſt unliebſames War-
ten bei den Banken und Kaſſen unvermeidlich iſt. Eixre
glatte Abwickelung des Umtauſches wird ſich am beſten
dadurch erreichen laſſen, daß Geſchäftsleute uſw. das in ihren

e befindliche Notgeld bei den ihnen naheſtehemden
nken zur Einlöſung bringen und die Scheine nach Werten

geordnet und gebündelt abgeben.
Konzert des Müuſikrereoins,

Einer der erſten Geiger Berlins Andreas Weißgerber,
ſpielte vorgeſtern in Merſeburg. Wenn auch das gewählte
Programm nicht die ganze hohe Kunſt Weißgerbers zur
Geltung bringen konnte, ſo genügte es doch hinreichend, die
Empfindungsfähigkeiten des Künſtlers zu zeigen. Weißgerber
ſpielte Bachs Chaconne mit ungewöhnlicher Technik, die
überall blendete. Wir haben in Merſeburg ſchon viele Geiger
von Ruf, von denen wohl Klingler der bedeutendſte war,
ehöra. Jn Solopartien aber wurde uns noch nie ein

ſo überwältigend ſchöner Genuß beſcheert, wie das Spiel
Weißgerbers ihn brachte. Die Chaconne, dieſes durch ſich
ſelbſt wirkende Meiſterſtück Bachs, muß ſelbſt den Unmu
ſikaliſchen ergreifen. An keiner Stelle dieſes Werkes ver
teugnet Bach ſeine Eigenarten. Jhm war Muſik, eine Not-

ein Lebensbedürfnis. Er mußte ſagen, was er
litt. Und wenn ein Jnterpret wie Weißgerber uns dieſes
Werk vermittelt, ſo erſteht vor unſerem geiſtigen Auge die
hohe Geſtalt Bachs, aus deſſen Fingerſpitzen noh Akkorde von
glühender Gewalt verwehen.

Die Chaconne ſtellt an den Geiger Anforderungen, die
nur der überwinden kann, der in s Arbeit an
ſich modelt und formt, dann aber auch das rk Ton für
Don in ſich aufſaugt, es durchknetet, bis es voll iſt von

us der Fülle ſeines S turr ſchöpfte

nicht übernehmen

t ſich dort Dieſen
en Tag in der näheren

12 Uhr und 56 Uhr
Bedarf decken

eines

s teuer wäre, was
MinutenFrankreich ſeine Politik der Gewalt und Zwangsmaßnahmen

Faufgebe.

Aufgaben des menſch- Dollar notierte

daß

verbündetert Regierungen übergeben worden.

mittag der am Mittwoch beſchloſſenen Erhöhung der Beamten
Igehälter zu.

erworben
n-Finternationale Sozialiſtenkongreß wird am 20. Mai kommen-

den Jahres in Hamburg ſtattfinden.

Letzte Depeſchen
Ameriſcas Wille zur Hilſe

Vewyort, 15. Dezember. (Eigener Drahtbericht.) In

ihre Großbanken an einer großen internationalen Anleihe
werden, die dazu beſtimmt iſt, Deutſchland

wieder auf den Weg der Geſundung zu bringen, unter der
Vorausſetzung, daß eine endgiltige Summe für die Repara-
tionsleiſtungen von den Alliierten feſtgeſetzt werde und

teilnehmen

Der Heulige Bolarſtand: 741256,

Berlin, 15. Dezember. (Eigener Drahtbericht.)) Der
heute vorbörslich 7400 7425, mittags

112 Uhr 7425.
Bie 5ihßneGoldmilon Bezußſt,

Paris, 15. Dezember. (Eigener Drahtbericht.) Die Gold
million, die Deutſchland als Sühne zu bezahlen hat, iſt den

Die Erhöhung der begmtengehüälter
pom Reichskabinett geneßmigt,

Berlin, 16. Dezember. (Eigener Drahtbericht.) Das
Reichskabinett ſtimmte in ſeiner Sitzung am Donnerstag Nach-

jnternationgler 50;igliſtenkongreß,
Paris, 15. Dezember. (Eigener Drahtbericht.) Der nächſte

Menuett Bachs brachte Weißgerber mit derfelben glitzernden
Technik. Die liebenswürdige, breit und gelaſſen dahinflie-
ende Romanze von Beethoven und ein ſtürmiſch aufbrau-

ſender glutvoller Brahm'ſcher Tanz vervollſtändigten ſein
Programm.

Am Flügel war ihm Luiſe Gmeiner, die Schweſter
der Sängerin Lula Myez-Gmeiner, eine feinſpürige Be-
9 eiterin. Begleiten iſt eine beſondere Art von Klavierſpielen.
Aufgehen in dem Spiel des Geigers und peinlichſtes Mit
fühlen iſt hier die Hauptforderung. Luiſe Gmeiner mußte
ihre eigene Kraft gewaltſam zurückdrängen, um dem Glanze
Weißgerbers nichts zu nehmen. Als Soliſtin aber ent-
faltete ſie alle Fähigkeiten. Des feurigen Polen Chopin
Trauermarſch, der leicht mißhandelt wird, und den alle

Dilettanten glauben ſpielen zu können, glühte unter ihrer
Händen auf. Jhre reiche Empfindungswelt weiß ſie mit
unendlich feinen Schattierungen, ſchamvoll faſt, zu ver-
decken. Die BMollSonate von Chopin ſpielte ſie fein-
nervig und ausdrucksvoll zugleich. Wie Weißgerber ſo hatte
auch ſie in ihr Programm keine Bravourſtücke aufgenommen
Gleichwohl verriet ihr Spiel, daß ſie auch dafür geeignet iſt.

Ein Abend, der wert war, daß man ſich ſeiner noch
recht oft erinnere. Der Muſikverein, deſſen zweites Konzert
in dieſem Jahre es war, wird hoffentlich weiterhin be-
müht ſein, gleichwertige Kräfte für Merſeburg zu gewinnen

g r.
i V o e
Zu dem Konzert wird uns noch geſchrieben, daß Weiß-

gerber während des Kapputſches ſchon einmal unfreiwilliger-
weiſe in Merſeburg war. Fr iſt auf dem Bahnhof gezwungen,
worden, den Zug zu verlaſſen und hat dadurch Merſeburg
kennen gelernt. Sein jetziges Auftreten ſoll in ihm leb-
hafte Erinnerungen an die damalige Zeit wachgerufen haben.

e I

t

Kirchliches.
Ammendvrf, 14. Dezember.

Zum dritten Male innerhalb der letzten beiden Wochen
haben ſich Diebeshände an unſerer Ammendorfer Kirche
zu ſchaffen gemacht. Nachdem mansbeim erſten Einbruch ver
geblich nach Silberſachen geſucht und die kleinen zinnernen
Altarleuchter zerſtört hatte, galt der zweite Einbruch der
Turmuhr, die bekanntlich nicht kirchliches Eigentum iſt. Auch
hier war der Erfolg gleich Null, denn von Platin war nichts
zu finden, dagegen haben die Diebe das Uhrwerk außer Be
trieb geſetzt, ſo daß das Zifferblatt noch immer die Abend-
ſtunde des ehrenvollen Beſuches anzeigt. Jn der Nacht zum
Mittwoch dieſer Woche ſind zwei Längen von der Dachrinne
mit Gewalt entfernt worden. Was gedenkt die Polizei zu
tum, um die Täter zu ermitteln und weiteres zu ver-
hindern? Das Mindeſte wäre doch wohl, daß auch das
nach der Schule liegende Friedhofstor, das Eigentum der
politiſchen Gemeinde iſt und von ihr überwacht werden ſollte,
mit feſtem Verſchluß eingerichtet und vom Abend bis zum
Morgen zugehalten werden müßte. Die Kirchengemeinde hält
die andere Kirchhofspforte nur noch anläßlich der kirchlichen
Amtshandlungen offen. Dieſe Maßnahme wird jedem will-
kommen ſein, der einmal den über unſeren Kirchhof führen-
den Verkehr und die Beſchädigungen an den Gräbern be
obachtet hat. Nur unverſtändige und gefühlloſe Leute werden
darüber ſchelten, daß ſie einen kleinen Umweg machen
müſſen.

Vom Wohnungsban in Halle.
Halle a. S., 13. Dezember. Die Stadtver-

ordnetenſitzung beſchloß, um den Bau von 68 Wohnungen
mit einem Koſtenaufwand von 204 Millionen zu behverk-
ſtelligen, die Arbeitgeber je nach der Kopfzahl ihrer Be
ſchäftigten, zu den Koſten heranzuziehen: ferner erhöhte die
Verſammlung die Wohnungsbauabgabe auf 500 Prozent.

Wm-

Aus Provinz und Reich
Schon wieder ein großer Felldiebſtahl.

Leipzig, 14. Dezember. Die Zahl der gro en Rauchwaren
diebſtähle, bei denen den Tätern zum Teil Beute im Werte
von vielen Millionen Mark in die Hände gefallen iſt.hat ſich um einen weiteren vermehrt. Diesmal wurden durch
Einbruch in eine Rauchwarenhandlung in der Richard Wag-
nerſtraſte während der Mittagsſtunden am Mittwoch zuge
richtete Felle im Werte von etwa ſechzehn Millionen Mark
geſtohlen. Die Täter ſind mit Nachſchlüſſeln vorgegangen.
Es ſind 1 200 000 Mark Belohnung ausgeſetzt worden.

Kleine nachrichten.
Bitterfeld. Jn der hieſigen Feldmark konnten zwei

Wilderer auf friſcher Tat ertappt werden, von denen der
rührte m Begriff war einen erlegten e zu holen.Geiſt

ßgerber und griff mit ſeinem Spiel an Nerven
eines jeden Zuhörers Das von ihm felbſt überarbeitete

politiſchen Kreiſen des Weißen Hauſes gab man nochmals
Fdeutlich zu verſtehen, daß die Vereinigten Staaten durch

e
n e r GirAlterswert.

ähe der Kirche

unglückte der uel lder Glätte rutſchte er ab und fiel in einen Säure

Hammerſchläge 70 Jahre deutſcher Arbeiter und Erfinder.
Unter dieſem Titel läßt Geheimrat Heinrich Ehr-

hardt, der Gründer der Rheinmetallwerke, der Fahr-
zeugfabrik Eiſenach ete., der Erfinder des Röhr Preß- und
Ziehverfahrens, des Rohrrücklaufgeſchützes, aus Anlaß ſeines
33 jährigen Geburtstages ſeine Lebenserinnerütig erſcheinen.
Es iſt der Lebensweg eines im wahrſten. Sinne ſelbſt

machten Mannes. Als kleiner, und mißhandelter Schmiedeeyrling, der in raſtloſer Arbeit während der knappen Feier-
g3 theoretiſche Kenntniſſe erobert, beginnt Ehrhardt

erdegang. Schrittweiſe in harten Kämpfen gegen
ngt er ſich vorwärtsEſeng und Düſſel-

gen des Welt-

ſtunden
einen

iderwärtigkeiten und Fehlſchlägen ri
begründet die Werke in ZellaMehlis,
dorf, die ſich bald Weltruf erringen und wäh
kriegs namhaft zu Deutſchlands Widerſtands raft beiträgt.
Knaben und Männer werden das friſch und lebendig ge
ſchriebene oft mit Humor durchſetzte anregende Buch
eine Predigt der unverdroſſenen Arbeit und des Glaubens
der Perſönlichkeit an ſich ſelbſt mit wahrem Genuß
leſen. Es iſt im Verlag von K. F. Köhler in Leipzig

erſchienen. 29m.

handel und Perſeßr.
Devifen bauen ab. t

14. Dezember. Die außenpolitiſche Situation
rhandlungen über die deutſchen Repa

der etwas freund
nkündigung

Berlin,
und der Stand der brationen ſcheinen im Augenblick angeſichts
licher r Meldungen aus Paris und der Zigu
neuer diplomatiſcher Schritte durch Harding einer etwas gün
ſtigere Beurteilung zu finden, ſo daß es t lammen nmit der Mitteilung über die Bereit willige er deutſchen
Jnduſtrie. an den Plänen der deutſchen Regierung aktiv
mitzuarbeiten. während der Vormittagsſtunden zu einer
weiteren Abſchwächung der Deviſen und ausländiſchen Zah-
lungs nittel kam. Das Geſchäft war. wie in Den letzten
Tagen ſehr gering, die Umſätze hielten ſich in mäßigen
Grenzen. Dollarnoten, die vorbörslich mit ungefähr 7800
7900 genannt wurden, ſchwächten ſich bis zu Beginn der
Mittagsſtunden auf 7600 ab, um jedoch vorübergehend wieder
bis auf 7765 anzuziehen; ſpäter wurden ſie mit 7650 ge
handelt. Die übrigen Deviſen ſchloſſen fich wie üblich,
der Bewegung des Dollarkurſes an. Vor Noten wurden
Polen mit 43,75 Mark, Oeſterreicher mit 14 Mark und Ru-
mänien mit 4700 Mark genannt. z

Amlll. Berliner Wechſelkurſe vom 14. Dezember.
Amſterdam 3117,18—3132, 82, Stockholm 2082, 28

2092,72, Rom 384,03 385,97, London 36 259,37
36 340,63, Newyork 7655,81--7694, 19, Paris 543 63
546,37, Zürich 1441,88- 1448,62, Prag 235,90237,10.

Effektenmarkt unluſtig-
14. Dezember. Jn freiem Verkehr zeigte der

Effektenmarkt größte Zurückhaltung bei im allgemeinen be
haupteten Kurſen. Man konnte die Tendenz als ſtill aber
im weſentlichen recht feſt bezeichnen

Produktenmarkt.
Berlin, 14. Dezember. (Nichtamtlich. Drahtgepr. Wei

zenroggenſtroh 6200--6500, drahtgepr. Haferſtroh 6200
6500, bindfgepr. Weizenroggenſtroh 5400 5500, eb.
Roggenlangſtroh 5600 6000, loſes und geb. Krummſtroh
51005400, Häckſel 7000--7300, handelsübl. Heu 5209
Reisſuttermehl 10 000--12 600, Weizenkbeie 78000, Bier
treber 8000, Treber 7900, Haferſchalen 7200, Haferkleie
5400. gutes Heu 55005800, okoskuchen T1 9000 13 600,
7000, Strohmehl 5800--7900 für 50 Ka einſchließlich Ver
packung. Alles ab Verladeort. dMittagsbörſe. (Amtlich) 50

Berlin,

Weizen märk. per
Ka. 15400 15 600, Roggen, märk. 13 460-13 500, Gerſte,
märt. 12800 13 460, Hafer, märk. 13000 13 100, Mais,
loko Berlin 14 900, Weizenmehl per 100 Kg. 42 000
46 000, Roggenmehl 37 000-40 000, Weizenkleie per 50 Kg.
7800 *8000 Roggenkleie 8000-82600, Raps 24 00025 000.
Leinſaat 28 000-31 000, Viktorigerbſen 29 000—30 000,
kleine Speiſe 25 000--27 000, Wicken 25 0000-27 000, Lupinen, gieue, 17 000 18 000, do. gelbe 21 000--23 000
Seradella 34 000 40 000, Rappskuchen 9200-9400, Trocken-ſchnitzel 6000, Torfmelaſſe, Fuſchg 3070, 4000.

Leipziger Schlachtviehmarkt vom 14. Dezember.
Auftrieb: 224 Rinder, 21 Ochſen, 42 Bullen, 25 Kalben,136 auſ 189 Kälber, 342 Schafe, 617 Schweine, nſgennyy

672. reiſe für 50 Kg. Lebendgewicht: Ochſen: 2.33 g. Kl. a s 000; Bullen: 1. 30 32000,
2. 27 30 600, 3. 25--27 000, 4. 20 22 000; Kühe: 1.
(Kalben) 34 36 000, 2. 3436 000. 3. 25-34 000, 4.19 25 000, 5. 16—19 000;, Kälber: 2. 39-40 000, 9 37
39 000. 4. 35-—37 000; Schafe: 1. 30 -32000, 2 24
26 000, 3. 16 24 000; Schweine: I. 60 61000, 2. 61

5. 40 50 000. Geſchäftsgang: Rin
ut, Schafe langſam, Schweine ſehr

langſam. Ueberſtand: 8 Rinder (davon 1 Ochſe, 3 Bullen,
1 Kalben, 3 Kühe), 12 Schafe, 55 Schweine.

Berliner Metallpreiſe vom 14. Dezember.
Raffinadekupfer 2125--2200,

Huttenrohz t 1350— 1425,
0, Baneazinn 6300 6400, Reinnickel

7450 4500, Silber in Barren (9060 f.) 145 000--150 000.

Das Goldzollaufgeld für die Zeit vom 20. bis 26. Dez.
Für die Zeit vom 20. bis einſchließlich 26. Dezember

1922 beträgt das Goldzollaufgeld 189 900 v. H.

Politik örtl. und prov. Teil
M. eimer. Arta t

62 000, 4. 40--50 000,
der mittelmäßig, Kälber

Verantwoktliche Redaktion: ine
L. Balzt. ort: öA. Rank. Dru t

Er führte ein geladenes Jag r bei Der andere
wurde gefaßt, als er ſein auf der Flucht fortgeworfenes!

und Verlge: c

Verlagsanſtalt L. Bl. t e ewen 7 J e2 e a r n S 4ar



Bekanntmachung.

5teuerſprechtage werden
Honnerstag, den 21. Hezemder d. Js., von
vormittags 9*/, Uhr bis nachmittags 2 Uhr

in Lützen, Rathaus, und
Sonnabend, den 23. Dezember d. J. vor
vormittags 10 Uhr bis nachmittags 2 Uhr

in Kitzen, Krahmer'ſche Gaſtwirtſchaft,
abgehalten.

Die Herren Gemeinde und Gutsvorſteher wollen
dieſe Bekanntmachung in ortsüblicher Weiſe ver
öffentlichen.

Merſeburg, den 14 Dezembes 1922.

Finanzamt.

100 Mk.
pro Kilo Altpapier!

zahlt

C. Theuring, We

Der ab 15. Dezember

alltſce Posttarif

ist übersichtlich auf Karton
in unserer Geschäftsstollezum Praise von M. 20

erhältich

Merseburger laceblaſt vie

Margarine Vertretung.
Alt eingeſährte bedeutende Margarine- Fabrik

zucht für Mersebdarg and nähere Umgebaog einen
vei der Kundschaft bekannten und angesehbenen

Vertreter
Lager and c Bedingaog GeiiBewerbungen mit Asfgabe von Referenzen ans H. E.

2299 an Ala Haasenstein à Vogler, Halle a. S.

C. A. KLEMM
Leipzig I Fernspr. 2090 Neumarkt 26

Flügel FlügelPianinos Musikalien FPlauines
Harmoniums Harmoniums
Crammophone Schallplatten

Pianoſorte-
kKeparaturen Stimmungen

Künstler-Notenrollen fär 65er u. 88er Apparate

IIIINMMc]CCG
oder Lehrling

a guter Familie, mit besserer Schulbildung, arbeits-
wilßg and anstellig, aum I. Januar 1923 gesuent

Selbstgeschriebene Angebote mit Lebenslauf
unter 830,/21 am die Geschäfts stelle dieses Blattes

Herdert Fllder

Markt 24.
Erstes opt. Speriah esengh

iachmamnisehe Bedtesaog

„lipsia“
Wassergott,

der deste

Wetter stiefel

Ordopatbie

Siandiges Lager der hervorcagenden Hraeugniese der

la Fabrikate.
Die Vorzüge der „Lipsia““-Stiefel: Elegante vor-

nehme Ausführung, prima Verarbeitung, bequeme
rationelle Passform, neueste Modolle.

900000000000080060000000000000
Shuhwarenhaus n Ehrentraut

15 Kleine Ritterstraße 15

„lipsia“

Altmetalle uſw.
nicht nach

bringen.

Aug.
l

wenn Sie Ihre Rohprodukte,

Lumpen, Knochen, Eiſen, Papier, Felle,

sie ruinieren s
mee mit Gewalt

wie

II Er. Sixtlstrasse II

Zakle und überbiete jeden Konkurreszpreis
Ackermanu.

Gottesdienſt-Anzeigen.
Eenntag, den 17. Dezember 1922 (3. Advent)
Geſanrmelt wird eine Kollekte für das Diakoniſfſen

haus Katharinenſtift“ in Wittenberg.
Es predigen:

Tont Vorm. 10 Uhr: Diakonus Wuttke.
Jm Anſchluß Beichte u. heilig. Abendmahl.

Nachm. 5 Uhr: Weihnachte feier des Kinder
gotteßdienftes

Fungfſrauen- Verein d. Vatorl. Frauen
Vereius (Seffnerſtraße 1).

Eouetag, abends 7.39 Ahr: Berſammlang.
Landeskirchliche Gemeinſchaft

Verſammlungslokal: „Herberge zur Heimat“.
Die Bibelſtunde am Mittwoch fällt aus.

Volksdibliothek: Geöffnet wie bisher.
Stadt. Vorm. 10 Uhr Paſtor Riem.

(Einweihung der neuerbauten Orgel).
Vorw. 11 Uhr: Kindergottesdienſt. Derſelbe
Evang. Männer und Jngendverein.

Eonntag abds. 8 Uhr: Weihnachtsfeier An
der Geiſel 5.

Goang. Mädchenbund St. Maxieni
Dienstag, abends 8 Uhr: Chorgeſang in der

Kirche Lehrer Bufch.
Mestwoch, abends s Uhr: Weihnachtsf eier

An der Feiſel 5. Paſtor Riem.
gekt. Vorm. 10 Uhr Paſtor Boit.

Nachm. 4 Uhr Weihnachtsfeier des Kinder
gottesdienſtes.

Seontag, Abend 8 Uhr: Konſirmierte Söhne
im Pfasrrhaufe.

Donunerstag, abends 8 Uhr: Mädbenverein
St. Tomae im Pfarchanſe.

Wtenburg. BVovei. 10 Uhr: Paſtor Kratzeuſtein.
Nachm. 4 Uhr: Weihnachtsfoter des Kinder

gottesdienſt es.
Die Eltern der Kinder, ſowie andere Er

wachſene willkommen
Katholiſche Gemeinde.

Eonnabend, von 5-7 und von s Uhr ah: Beicht
gelegenheit.
Sonuntag, den 10. Dezember 1922.

Früh von 6.30 Uhr ab: Beichtgele git.7.80 Uhr Frühmeſſe mit Predigt so
10 Uhr: Hochamt mit Predigt.
Nachm. 2 Uhr: Chriſtenlehre und Andacht.
5.30 Uhr: Berſamminng des Frauen vereins

in der Kirche.

8 Geifeltal.Stöbnitz. 8 Uhr: Gottesdienſt mit Predigt
Naundorf. 10 Uhr: Gottesdienſt mit Predigt.
Nen Röſſen. 8 Uhr: Gottesdienſt mit Predigt.

10.30 Uhr: Hochamt mit Predigt.
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S Dneutios:
H. Eilenberger-

Zur Fabrikation kanfe
ich laufend zu höchſten
Tagespreiſen Gegen
ſtände aus

Golhd, Gilber, Platin
ſowie Quegßlher,

Hugo Jänicke,
Dürrenberg a. S.

Leipzi 1Fern 357.
sehr belieht
in allen Frauenkreisen
u. für die lausschneiderei
hesonders wortvrol a

tielſer vind:
das Jugend Moden
Album, das Favori-
Moden-Alburm, das Fa-
vorit- tlandarbeits -Al-
bum der international.

Schniitmanufaltfur,
Dresden N. 8.

Nach Favorit Schnitt
mustern en schneidern ist
sparsam und leicht. Alles
ſitzt und zeugt an in
schmack. Besonders zu

emplehien:
Favorit-Wäscheheit
Gestrickte Klelduog
solbst herzustellen,

Marie Müller
Gotthardtstraße 42.

Verkaufsverwittlungsſele ſt Gegen ine Huartare t terni

aus Privatbeſttz; 16. d. Mi vorm 11 Uhr
verſteigere ich in MerſeburKarlſtraße 4. „Gaſthof zur Sonne“

Verkauf Sonntag, den Motor 7 PS., Kleider
7. Dezember 1922, nach ſchranß, Vertiko, AusAusziehmittags 2—-4 Uhr. ihn Sofa, 1 Waſchtiſch

m. Marmorpl. u. a. Geg.150000 Mark öffentlich meiſtbietend geg.
auf Möbelficherheit und Barzahlung.
geg. ſokort geſucht. Merſeburg, 15. Dez. 1922.

Herzliche Bitte
Jung. vertriebenes oſt

deutſches Ehepaar ſucht
per ſofort 1 dis 2 möbliert.

immer m. Kochgelegenheit.
ff. u. 332/21 a. d Zig. erb.

Deutſch. Ausländer
ſucht bei voll. Ausz. Grund
befitz, Hotel, Geſchäft oder
dergl. Beſitzerofſerten er
beten unter N. A. 2806

Gestrickto I en der Bier. (Renſchlag, Derichtevollz Vocier, ßer Was
un M a e i W i W W W e a e a J x e a W äk& S 9amen ab an T w wir fuchen ſertöſen 8m Woſe ind kinsee Alte Zeitungen e eJumper Blusenschoger 77 r n T be 77,z ür Dofenwürftchen, friſche und geräucherſe Wurlſt-berchtesgadener Jäckchen SO Wie Bücher waren. Bewerber müſſen bei der einſch.. Kundſchaft

emoenlt in reicher Auwan ano 9 wie auch bei Werkskanfinen beſtens eingeführtvielen woderner utte preiswert werden jederzeit zu höchſten Tagespreiſen augekanft ſein. Angebote erbiſften 9
R. Sehnee Rachkefl. Näheres zu erfragen in der Geſchäftsſtelle dieſes Blattes. Allſtedter Fleilchwerke K. li,

A. F. Ebe i „I.Halle a. S. ar. Sreinstr, 34. Rudolph z s0hn, Allſtedt [lhür
W S

Wir kaufe
jederzeit
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Beilage zu Ar. 294 des Merſeburger Tageblattes

Porlagen zur
arüncung einer Baußocarfsgejeljchaſt. Erhebung zweier weiterer Sleuervierteſahre.

Montag, den 18. Dezember 1922, abends 6 Uhr
im alten Rathauſe.

1. Gründung der Merſeburger Baubedarfsgeſellſchaft
m. b. H. (bisher ſtädtiſcher Zimmerplatz).

1 a. Genehmigung der Abrechnung des Zimmerplatzes
für 1921.

2. Erhöhung der Gebührenſätze für das ſtädtiſche
Krankenhaus.

3. Ermächtigung des Magiſtrats, die Gebührenſätze für
das ſtädtiſche Krankenhaus ſelbſtändig feſtzuſetzen.

4. Bewilligung der Koſten für die Ausbeſſerung der
Speiſeaufzugsanlage im ſtädtiſchen Krankenhaus.
Erd 5. Ankauf eines Trennſtückes von den Winkler'ſchen

rben.
6. Zahlung eines 10prozentigen Aufſchlages auf den

Strompreis für die Ueberlandzentrale Halle.
7. Nachbewilligung der Ueberſchreitungen beim Bau

des Gemeinſchaftsbahnhofsgebäudes in der Hölle.
8. Erhebung von 2 weiteren Steuervierteljahren.
9. Genehmigung des zweiten Nachtrages zu den Grund-

ſätzen für die Gewährung vön Ruhelohn pp. für Angeſtellte
und Arbeiter.

10. „Aenderung der Ortsſatzung für die gewerbliche
und kaufmänniſche Fortbildungsſchule.

Gründung der ITlerſeburger Baubedarfsgefellſchaft
Der Magiſtrat ſtimmt der Gründung der Merſeburger

Baubedarfsgeſellſchaft m. b. H. zu und genehmigt die mit
der Mitteldeutſchen Heimſtätte zu dieſem Zwecke abzuſchlie

enden Verträge.
Begründung: Der ſtädt. Zimmerplatz iſt für

die ſtädtiſche Siedlungsbautätigkeit von größter Wich-
tigkeit geworden. Sein Betrieb hat nicht nur durch
rechtzeitig bewirkte und geſchickte Einkäufe von

olz, ſondern auch ſich auf unſere Siedlungsbauten zuge-
chnittenen Holzbearbeitung und durch Beſchaffung ſonſtiger
auſtoffz zweifellos im großen Umfange es möglich emacht,

daß die Stadt Merſeburg ihre Siedlungsbauten im erhält
nis recht billig hat herſtellen können. Leider haben ſich die
Verhältniſſe durch die ſteigende Geldentwertung ſo eſtaltet,
daß die Stadt ihrerſeits den dauernd wachenden Anſprüchen
des Zimmerplatzbetriebes auf Betriebskapital ohne ſchwere

w. der geſamten Serdpirtſ haßt der Stadt
nicht mehr nachkommen konnte, und die Stadt aus dieſemGrund jetzt vor der Frage ſteht, den Zimmerplatz, der ſich,
wie oben geſagt wurde. als m die Siedlungsbauten der
Stod: ſehr nutzbringend erwieſen, hat, aufzulöſen, die Be
tände zu verkaufen und den Erlös, der unter ſtändigem
eldmangel leidenden Kämmereikaſſe zuzuführen, oder den

Verſuch zu machen, den Zimmerplatz von der Stadt los-

zulöſen, durch Gründung einer G. m. b. H. unter Beteiligung
einer gemeinnützigen Wohnungsbaugeſellſchaft die Frage der
Beſchaffung von Betriebskapitkal zu regeln, und auf dieſe
Weiſe die Vorteile des Zimmerplatzes der Stadt zu er
halten. ohne die Gefahr (der Betriebskapitalsbeſchaffung
weiter zu tragen.

Ausgehend von dieſem Geſichtspunkt, zu dem übrigens
noch der Wunſch trat, den ſtädt. Zimmerplatz auch von
den feſſelnden Beſtimmungen der Städteordnung abzulöſen,
und ihn nach rein kaufmänniſchen Geſichtspunkten
als unabhängiges Unternehmen zu betreiben, iſt
die Stadt mit der Mitteldeut ſchen Heimſtätte,
Wohnungsbaufürſorgegeſellſchaft m. b. H. in Magdeburg, in
Verbindung getreten, die eine gemeinnützige Geſellſchaft iſt
und die Förderung von im Gebiet der Provinz
Sachſen zur Aufgabe hat. Sie beſteht aus dem Staat, der
Provinz Sachſen und den einzelnen Kommunalverbänden

der Provinz und hat, wie bekannt, in Merſeburg ſeit
einiger Zeit eine beſondere Zweigniederlaſſung errichtet und
damit zum Ausßruck gebracht, daß ſie in dem hieſigen
n z mit beſonderer Tatkraft tätig ſein möchte.

Die Verhandlungen mit der Mitteldeutſchen Heimſtätte
haben nun zu dem Ergebnis geführt, welches auf Vorſchlag
der Deputation der allgemeinen Verwaltung vom Magiſtrat
gebilligt worden iſt, Die Hauptgeſichtspunkte ſind folgende:
Es wird von der Stadt und der Heimſtätte eine neue
G. m. b. H. unter der Firma „Merſeburger Baubedarfsge-
ſellſchaft m. b. H.“ mit dem Sitz in Merſeburg errichtet
Jhr Zweck iſt die Beſchaffung und Bearbeitung von Bau-
material im weiteſten Sinne. Das Geſellſchaftskapital be-
trägt 30 Millionen Mark, von dem jeder Beteiligte die
Hälfte übernimmt. Die Stadt bringt zu dieſem Zwecke ihre

auf 15 Millionen Mark bewerteten Maſchinen und Holz-
gebäude ein, während die Heimſtätte ein Betriebs apital
von 10 Millionen Mark und darüber hinaus Holzvorräte
einbringt. Die Geſchäfte werden durch einen hauptamtlich
anzuſtellenden Geſchäftsführer beſorgt und zwar unter ſtän-
diger Aufſicht einer Gefellſchaftsver ſammlung nach
kauſmänniſchen Geſichtspunkten. Jn die Fändige Geſell-
ſchafterverſammnlung entſendet ieder Geſellſchafter ein Mit
Part der eine Stammeinlage von mindeſtens 10 Millionen
Mark übernommen hat, bis auf weiteres alſo nur die Stadt
und die Mitteldeutſche Heimſtädte, als z. Zt. einzige Geſell-
ſchafter. Die Geſellſchaft wird auf gemeinnütziger Grundlage
betrieben d, h die Gezellſchafteranteile dürfen nicht höher
verzinſt werden, als dies Keweils nach den m
für gemeinnützige rigen zuläſſig iſt, ß Zt. 5 Proz.,

und bei Auflöſung der Geſellſchaft dürfen die Geſellſchafter
nicht mehr als ihren Stammanteil zurückbezahlt bekommen.
Den Vorſitz in der Geſellſchafterverſammlung führt die
Mitteldeutſche Heimſtätte, und zwar iſt dieſes durch den
Miniſter für Volksswohlfahrt, der der Mitteldeutſchen Heim-
ſtätte das Betriebskapital zur Verfügung geſtellt hat, aus-
bedungen worden.
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Die Vorteile der neuen Gründung ſind folgende:
1. Die Stadt wird von der Schwierigkeit der Be

ſchaffung von Betriebskapital befreit, indem das Betriebs-
kapital von der neuen G. m. b. H. aufzubringen iſt und in
ſoſern leichter aufgebracht werden kann, als die Heimſtätte,
welche als Wohnungsbaugeſellſchaft Rahmenbeſcheide für die
Landesdarlehen bekommt als Abnehmerin der neuen Bau
bedarfsgeſellſchaft mit dieſen Staatsmitteln die Lte-
ferungen ſofort bar bezahlen kann, während die Stadt das
geſamte Kapital für die Vorratsarbeit im Winter ſelbſt
aufbringen

2. Die Heimſtätte bekommt vom Staate das Bauholz auf
Kredit geliefert und ſtellt es ebenſo zur Verarbeitung zur
Verfügung, während die Stadt die jetzt unerſchwinglichen
Beträge für Holz bar bezahlen müßte, ein Umſtand, der die
Weiterführung des Zimmerplatzes in der jetzigen Form
eben unmöglich macht.

3. Die neue Geſellſchaft wird nach rein kaufmänniſchen
Geſichtspunkten geleitet und iſt infolgedeſſen beweglicher als
der nach den Beſtimmungen der Städteordnung geführte
Betrieb, wie es der ſtädt. Zimmerplatz bis jetzt geweſen
iſt.

4. Trotzdem bleiben die Vorteile, nämlich Aufrechter-haltung des Zimmerplatzes und billige Belieferung der Stadt
mit allen für ſie notwendigen Siedlungsmaterialien, er-
halten, worüber mit der Mitteldeutſchen Heimſtätte die Son-
derverträge Anlage 2 und 3 abgeſchloſſen worden ſind.

Das ſtädt. Grundeigentum, auf welchem Maſchinen und
Gebäude z. Zt. ſtehen, geht nicht ins Eigentum der neuen

G. m. b. H. über, ſondern wird an dieſe nur zu den all-
emein für Lagerplätze geltenden ſtädt. Beſtimmungen aufPionge verpachtet, als die neue G. m. b. H. in ihrer ge-

meinnützigen, durch den jetzigen Geſellſchaftervertrag ge-
38 Jan Form betrieben werden wird, längſtens aber auf
30 Jahre.

Erhebung zweier weiterer Steuerviertelfahre.
Der Magiſtrat beſchließt die Erhebung zweier weitereren

Steuervierteljahre. Es ſollen demgemäß erhöht werden die
Zuſchläge:

a) zur Gewerbeſteuer in Klaſſe 1 und 2 von
3000 Prozent auf 4500 Prozent, in Klaſſe 3 von 2500
Prozent auf 3750 Prozent, in Klaſſe 4 von 1600 Prozent
auf 2400 Prozent.

b) zur Betriebsſteuer von 1500 Prozent auf
2250 Prozent.

e) zur Grund- und Gebäudeſteuer aag) bei
bebauten Grundſtücken von 3000 Prozent auf 4500 Pro-
zent, daß ſind 3,75 Prozent des gemeinen Wertes nach der
Grundwertſteuerordnung; bb) bei unbebauten Grundſtücken
von 12000 Prozent auf 18000 Prozent, das ſind 7,5
Prozent des gemeinen Wertes nach der Grundwertſteuer-
ordnung.

Begründung: Die eingetretene Geldentwertung hat
es mit gebracht, daß mit den im Anfang Juli des
Jahres beſchloſſenen Zuſchlägen zu den Realſteuern der
Haushaltsplan in keiner Weiſe aufrecht erhalten werden
kann. Die Ausgaben ſind in ganz bedeutendem Maße ge-ſtiegen, ohne daß der Verwaltung entſprechende ehren
nahmen zugefloſſen wären. Die Geldentwertung beträgt
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etwas das A0fache gegenüber dem Stand vom Juli.
Durch dieſe Geldentwertung wird vorausſichtlich für das

laufende Rechnungsjahr ein Mehrbedarf von rund 40,8
Millionen entſtehen. Dieſer Mehrbedarf ſetzt ſich zuſammen
aus rund 16 000 000 Mark Mehrbedarf an Gehältern für
Beamte und Angeſtellte. Von den übrigen 18 000 000 Mark
entfallen allein auf das Wohlfahrtsamt etwa über 3000000
Mark. Die Schulen erfordern ein Mehr von 1000000
Mark, die Bauverwaltung ein Mehr von 8000000 Mark.
Für die Nachtragsumlage der Provinz ſind erforderlich
1500 000 Mark. Der Reſt des Mehrbetrages verteilt ſich
auf andere Verwaltungszweige.

Zur Deckung dieſes Mehrbedarfes ſtehen zur
Verfügung an Mehreinnahmen: 1. der Beſtand der außer
ordentlichen Rechnung mat 3,7 Millionen Mark, 2. Mehrauf-
kommen an Reichseinkommenſteuer 16,3 Millionen Mark, 3.
Mehreinnahmen an anderen Steuern 8 Millionen Mark, 4.
Sonſtige Mehreinnahmen (erhöhte Sätze für die ſtädtiſchen
Anſtalten, Schulen, Polizeiſtraſen)) 1,7 Millionen M., ergibt
zuſammen 29,7 Millionen Mark.

Von den Mehreinnahmen an Steuern entfallen
auf die Gewerbeſteuer ein Betrag von rund 3900 000Mark, auf die Zuwachs ſteuer ein Betrag von 2500 000
Mark, auf die Vergnügungsſteuer ein Betrag von
1500 000 Mark, auf die Hundeſteuer ein Betrag von
400 000 Mark, auf die Umſatzſteuer ein Betrag von 300 000
Mark. Der Reſt verteilt ſich auf die anderen kleinen Neben-
ſteuern.

Hierzu iſt zu bemerken, daß aus der Umſatzſteuer für
das laufende Rechnungsjahr erhebliche Mehreinnahmen nicht
zu erwarten ſind, da der Anteil der Stadt nach dem
Landesſteuergeſetz nur 5 Prozent vom örtlichen Auflommen
beträgt. Für das nächſte Jahr ſind hier erhebliche Mehr-
beträge zu erwarten, da der Anteil der Gemeinde auf
25 Prozent heraufgeſetzt werden ſoll und außerdem die
Umſatzſteuer auf 3 Prozent erhöht werden wird.

Was die Einkommenſteuer anbetrifft, ſo ſollen nach
dem vorliegenden Entwurf das Landesſteuergeſetz den
Gemeinden des örtlichen Aufkommens ſchon für das
laufende Rechnungsjahr zuſtehen. Wenn es auch den ſtrengen
Grundſätzen für eine Voranſchlagsberechtigung widerſpricht,
ſie auf Entwürfe aufzubauen, deren Annahme ungewiß iſt,
muß jetzt doch ſo verfahren werden, weil ſonſt überhaupt
keine Berechnung mit annehmbaren Zahlen mehr möglich
wäre. Wie hoch das örtliche Aufkommen ſein wird iſt nicht
leicht zu ermitteln, da Auseinanderbuchungen beim Finanz-
amt von dem im Steuerabzugsverfahren eingezahlten Be-
trägen noch nicht vorgenommen worden ſind und die Ver-
anlagung für 1922 erſt in der Mitte des nächſten Kalender-
jahres vor ſich gehen wird. Der Ertrag aus der Einkommen-
rer iſt daher in folgender Weiſe ermittelt worden: Es
ſt feſtgeſtellt worden, wieviel an Steuer von der Stadt

als Arbeitgeberin für ihre Beamten und Angeſtellten im
Jahre 1921 und 1922 abgeführt worden iſt. Es hat ſich
hierbei ergeben, daß im Jahre 1922 etwa das 5--6fache
an Steuern von der Stadt als Arbeitgeberin abgeführt
worden iſt als im Jahre 1921. Mit einer entſprechenden
Steigerung der geſamten Steuern wird man allerdings nicht
bei allen Steuerpflichtigen rechnen können. Es iſt vielmehr
zu berückſichtigen, daß ein ganzer Teil der Steuerpflichtigen
nicht in demſelben Maße mit ſeinem Einkommen gegenüber
1921 geſtiegen iſt, weil die Beamten damals in ihrem
Einkommen weſentlich hinter anderen Bevölkerungskreiſen
zurückgeblieben waren, und daß außerdem der Steuertarif
mehrfach ermäßigt worden iſt. Der Magiſtrat glaubt daher,
daß das Steueraufkommen für 1923 allerhöchſtens etwa
das 4fache von dem Aufkommen aus 1921 betragen wird.
Nach der Auskunft des Finanzamtes beträgt das Einkommen

an Einkommenſteuer 1921 rund 16 090000 Mark, hierfür
geht ab für den Ausgleichsſtock des Preußiſchen Staates,

der Reſtſumme ergeben eine der Stadt zufließende Ein-
nahme von 21,6 Millionen, im Haushaltsplan ſind vorgeſehen
5,3 Millionen, ſo daß eine Mehreinnahme von 16,3 Mil-
lionen Mark zu erwarten iſt, wenn man dieſe ſehr hohe
Annahme machen will.

Aus der Gegenüberſtellung des Geſamtmehrbedarfs und
der zu erwartenden Mehreinnahme ergibt ſich ein ungedeckter
Betrag von 11,1 Millionen. Bei Beſchließung zweier
weiteren Steuervierteljahre würden etwa 6,7 Millionen zu
erzielen ſein, ſo daß immerhin noch ein ungedeckter Fehl-
betrag von 4,4 Millionen vorhanden iſt.

Nur mit ſchwerwiegenden Bedenken, hat ſich der
Magiſtrat entſchließen können, der Stadtverordnetenverſamm-
lung die vorſtehende Vorlage zu unterbreiten. Der jetzige
Stand der Geſetzgebung ermöglicht ihm leider keinen anderen
Weg. Der Magiſtrat hat es nicht geglaubt verantworten zu
können, von einem Verſuch der Deckung abzuſehen. Er
hat ſich vielmehr entſchloſſen, den Fehlbetrag, wenn auch
nicht voll, ſo doch zu einem erheblichen Teil, durch eine
Nachtragserhebung aller Realſteuern, zu decken. Er iſt
nach reiflicher Ueberlegung zu der Ueberzeugung gekommen,
daß die in Folge der durch die Geldentwertung eingetretene
Verſchiebung aller Verhältniſſe doch noch möglich ſein wird,
daß die Steuern von den Steuerpflichtigen aufgebracht wer-
den können.

Jm einzelnen ſei noch folgendes angeführt:
Die Belaſtung der Gewerbeſteuer durch die bisher be-

ſchloſſenen Zuſchläge und die neue Vorlage ergibt ſich aus
der nachfolgenden Aufſtellung:

a
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Hierbei muß noch darauf hingewieſen werden, daß in

der Gewerbeſteuerklaſſe 3 ſich die Hauptzahl der Gewerbe-
ſteuerpflichtigen befindet. Es befinden ſich nämlich: in Klaſſe
4 136 Steuerpflichtige, in Klaſſe 3 459 Steuerpflichtige,
in Klaſſe 2 180 Steuerpflichtige, in Klaſſe 1 167 Steuer-
pflichtige. Wenn man davon ausgeht, daß im laufenden
Kalenderjahr das Einkommen eine Gewerbeſteuerpflichtigen
ſich gegenüber dem Jahr 1920 mindeſtens vervier- odre
fünffacht, ſo ergibt ſich, daß, wenn man das in Spalte
2 der vorgehenden Aufſtellung eingeſetzte Einkommen mit
4 oder 5 vervielfältigt, die Geſamtbelaſtung nach der letzten
Spalte etwa 10 Prozent des Einkommens beträgt. Jn
Wirklichkeit aber wird das Einkommen bei den meiſten
Gewerbetreibenden ſich noch erheblicher erhöht haben, da
aber bei der Erörterung der Deckungsfrage auch für die
Einkommenſteuer im Durchſchnitt nur mit einer 4fachen Er-
höhung gerechnet iſt, iſt auch nur vorliegend eine Afache
Erhöhung angenommen. Wenn man dieſe Geſichtspunkte
und die eingetretene Geldentwertung berückſichtigt, ſo er
ſcheint es möglich, daß die Steuer von den Gewerbetreiben-
den für dieſes Jahr noch aufgebracht werden kann. Wenn
man die zu Beginn der Vorlage veranſchaulichte Geldent-
wertung berückſichtigt, ſo muß man zu dem Schluß kommen,
daß trotz der Heraufſetzung der Realſteuerſätze um die Hälfte
infolge der Geldentwertung die Steuer im Verhältnis für

merken, daß der Antrag erſt am Donnerstag, den

die Gewerbetreibenden viel eher tragbar iſt, als ſie es ge
weſen wäre, wenn die urſprünglichen Sätze aufrecht erhalten
wären, und die Verhältniſſe die gleichen geblieben wären,
wie z. Zt. der erſten Beſchlußfaſſung. Die ſich durch die
erhöhten Löhne und Gehälter ausdrückende Kaufkraft der
Bevölkerung iſt im höhen Maße auch den Gewerbetreiben-
den zu Gute gekommen. Dieſes ergibt ſich unter anderem
auch daraus, daß nach einer Auskunft der ſtädtiſchen Spar
kaſſe in allerlezter Zeit von hieſigen Gewerbetreibenden
erhebliche Rückzahlungen auf ausgeliehene Hypotheken erfolgt
ſind. Dieſe Rückzahlung ergeben allein bei der ſtädtiſchen

r etwa im letzten Jahre die Summe von rund einer
ion.Was die Grundwertſteuer anbetrifft, ſo kann dieſe nach

dem neuen Reichsmietengeſetz auf ſämtliche Hausbewohner
umgelegt werden. Dadurch tritt der Zuſtand ein, daß ein
Teil der Nachtragsumlage von allen Bevölkerungsklaſſen
getragen wird. Jm übrigen wird auf die der Vorlage
anliegenden einzelnen Zuſammenſtellung über den Mehr-
bedarf und die Mehreinnahmen verwieſen.

Politiſche Rundſchau
Amkliche franzöſiſche Fällchung im bljaß-skaundaal,

Eine unerhörte Fälſchung begeht man in Paris, indem
man im Intereſſe der Aufrechterhaltung der Lage vom reſt
los glücklichen ElſaßLothringen das amtliche Protokoll üb
die Kammerſitzung vom 2. Dezember „korrigiert“. Obwo
nämlich feſtſteht, daß der innecfranzöſiſche Redner Uh
dem Redner der elſaß-lothringiſchen Gruppe Michel Walkr.
zurief: Sie ſind ein Boche, ein ſale Boche! und obwohl
doch nicht gut abgeleugnet werden kann, daß infolge des
entſtehenden Tumultes die Sitzung ſchleunigſt vertagt werden
mußte, und obwohl ebenſo wenig ein Zweifel obwalten
kann, daß ſich Uhry nachmittags bei Fortſetzung der Desatte
ausdrücklich entſchuldigte, trotz alledem findet man den Mut,

im offiziellen Bericht den Vorfall wegzulügen! Ein ſtarkes
Stück ſelbſt für franzöſiſche amtliche Stellen, die freilich
auch in anderen
gewieſen haben!

Jn ElſaßLothringen verfängt all dies nicht: „Der
Skandal des Elſaß ſtinkt heute zum Himmel. Er wird dem
Ausland trotz aller Künſte und Phraſen nicht mehr ver
borgen bleiben!“ (La Republique)).

Inzwiſchen haben die ſkandalöſen Vorkommniſſe in der
franzöſiſchen Kammer eine für Frankreich außerordentlich
peinliche Bedeutung dadurch bekommen, daß die elſaß-loth
ringiſchen Deputierten die weitere Mitarbeit im Ausſchuß
für elſaß-lothringiſche Angelegenheiten verweigern.
Der Volksabſtimmurgsantrag Hannvovers noch nicht abgelchut.

Hannovrer, Dezember. Der „Hannoveriſchen Landes-
zeitung“ wird geſchrieben: Berliner Blätter veröffentlichten
am Donnerstag, den 7. Dezember vormittags eine Mit
teilung, nach welcher der Antrag der Deutſch-Hannoverſchen
Partei auf Abſtimmung in den Regierungsbezirken Stade
und Lüneburg vom Reichsminiſterium des Jnnern wegen
Formſehlers abgelehnt worden ſei. Demgegenüber iſt zu

De

zember mittags 12 Uhr überreicht worden iſt. Das Reichs
u erklärt, daß es jener Veröffentlichung fern

eht.

Dingen eine ähnliche „Großzügigkeit“ auf-
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